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Bekanntmachungen der Verwaltungsgemeinschaft Weida-Land 
Korrektur: 
Das Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Weida-Land, 5. Jahrgang, Nr. 10 ist leider  
mit dem falschen Erscheinungsdatum erschienen (23. März 2009). 
 
Richtig muss es lauten: 23. April 2009. 
 
 
 
 
 

Bekanntmachung 
über die Möglichkeit der Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis 

und die Erteilung von Wahlscheinen 
 

 
für die Gemeinderatswahl am 07. Juni 2009 

 
1. Das Wählerverzeichnis  zur oben genannten Wahl für die Wahlbezirke der Gemeinden 

Albersroda, Alberstedt, Barnstädt, Esperstedt, Farnstädt, Nemsdorf-Göhrendorf, 
Obhausen, Steigra und der Stadt Schraplau 

  kann in der Zeit  vom 18.05.2009 bis  22.05.2009 während der Dienststunden in der 
        Verwaltungsgemeinschaft Weida – Land, Hauptstraße 43,  06268 Nemsdorf – Göhrendorf, 
        Zimmer 2 sowie in der Außenstelle Marktstraße 25, 06279 Schraplau, Zimmer 5 eingesehen 
        werden. Die Möglichkeit der Einsichtnahme endet am 22.05.2009. 

 
Bei Führung im automatisierten Verfahren ist die Einsichtnahme des Wählerverzeichnisses 
auch durch ein Datensichtgerät möglich. Das Datensichtgerät darf nur von einem Bediensteten 
der Gemeinde bedient werden.  

 

Innerhalb der Frist zur Einsichtnahme, ist das Anfertigen von Auszügen aus dem 
Wählerverzeichnis durch Wahlberechtigte zulässig, soweit dies im Zusammenhang mit der 
Prüfung des Wahlrechts einzelner bestimmter Personen steht. Die Auszüge dürfen nur für 
diesen Zweck verwendet und unbeteiligten Dritten nicht zugänglich gemacht werden. 

 

Auf Verlangen des Wahlberechtigten ist in dem Wählerverzeichnis während der Möglichkeit 
der Einsichtnahme das Geburtsdatum unkenntlich zu machen. 

 
2. Anträge auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses sind innerhalb der möglichen Frist zur 

Einsichtnahme, spätestens bis 22.05.2009 bis 12.00 Uhr bei der Verwaltungsgemeinschaft 
Weida – Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf, Zimmer 2 sowie in der 
Außenstelle Marktstraße 25, 06279 Schraplau, Zimmer 5 schriftlich oder durch Erklärung 
zur Niederschrift zu stellen. Sofern die behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, hat 
die Antragstellerin/der Antragsteller die erforderlichen Beweismittel beizubringen. 

 Der Antrag nach § 15 Abs. 4 KWO LSA (Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis der 
Zuzugsgemeinde) für die Kreiswahl (bei Wohnortwechsel innerhalb des Kreisgebietes) gilt 
innerhalb der Antragsfrist als Berichtigungsantrag. 

  
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten spätestens bis zum 

13.05.2009 eine Wahlbenachrichtigung. 
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 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss das 

Wählerverzeichnis einsehen und gegebenenfalls Antrag auf Berichtigung stellen, wenn sie/er  
nicht Gefahr laufen will, dass sie/er ihr/sein Wahlrecht nicht ausüben kann.  

 
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
4. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
4.1   eine in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person, 
 
4.2   eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person, 
        a) wenn sie nachweist, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist für die Berichtigung 

des Wählerverzeichnisses versäumt hat, 
        b) wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist entstanden ist. 
 

 Wahlscheine können bis zum 05.06.2009, 18.00 Uhr, schriftlich oder mündlich bei der 
    Verwaltungsgemeinschaft Weida – Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf,  
    Zimmer 2 beantragt werden.  
 
    Der Schriftform wird auch durch Telegramm, Fernschreiben oder Fernkopie Genüge 
    getan. Fernmündliche Anträge sind nicht zulässig. 
 
    Eine behinderte wahlberechtigte Person kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer 
    anderen Person bedienen. 
 

Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Personen können aus den  
unter  4.2  angegebenen Gründen den Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr stellen.  
Gleiches gilt, wenn die wahlberechtigte Person schriftlich erklärt, wegen einer plötzlichen  
Erkrankung das Wahllokal nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten  
aufsuchen zu können. 

 
    Die beantragende  Person muss den Grund für die Erteilung eines Wahlscheins glaubhaft  
    machen.  
 
    Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen 
    Vollmacht nachweisen, dass sie/er dazu berechtigt ist. 
 
    Finden gleichzeitig mehrere Wahlen statt (z.B. Gemeinde- und Kreiswahlen), gilt der 
    Wahlscheinantrag für jede Wahl, für die die beantragende Person wahlberechtigt ist. 
 
    Verlorene und nicht rechtzeitig zugegangene Wahlscheine oder Stimmzettel werden  
     nicht ersetzt. 
 

5. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl durch Stimmabgabe in einem beliebigen 
      Wahlbezirk des zuständigen Wahlbereichs oder durch Briefwahl teilnehmen. 

     Bei der Briefwahl hat die Wählerin/der Wähler im verschlossenen Wahlbriefumschlag 
             1)  ihren/seinen Wahlschein 

2) ihren/seinen Stimmzettel in dem Wahlumschlag 
     so rechtzeitig an die/den auf dem Wahlbriefumschlag angegebene Wahlleiterin/Wahlleiter  
     zu übersenden, dass der Wahlbrief spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 
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Der Wahlbrief kann auch in der Dienststelle der/des zuständigen Wahlleiterin/Wahlleiters 
abgegeben werden. 
 

 Nähere Hinweise darüber, wie die wählende Person die Briefwahl auszuüben hat, sind auf 
dem Wahlschein angegeben. 

 
                                                                                                                                  
    Nemsdorf - Göhrendorf, den 07.05.2009                           Dubb 
                                                                                                    Amtsleiter Ordnungsamt 

 
 
 
 

Bekanntmachung 
über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 

und die Erteilung von Wahlscheinen 
 

für die Wahl zum Europäischen Parlament 
am 07. Juni 2009 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Wahl zum Europäischen Parlament für die Gemeinden 

Albersroda, Alberstedt, Barnstädt, Esperstedt, Farnstädt, Nemsdorf-Göhrendorf, 
Obhausen, Steigra und für die Stadt Schraplau wird in der Zeit vom 18.05.2009 bis 
22.05.2009 während der allgemeinen Öffnungszeiten in der Verwaltungsgemeinschaft  

      Weida – Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf, Zimmer 2 und in der 
      Außenstelle, Marktstraße 25, 06279 Schraplau, Zimmer 5 für Wahlberechtigte zur  
      Einsichtnahme bereitgehalten.  
      Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im 
      Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die  
      Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen  
      Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine  
      Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf  
      Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im  
       Melderegister ein Sperrvermerk gemäß den § 21 Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes  
       entsprechenden Vorschriften der Landesmeldegesetze eingetragen ist. 
 
       Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist  
       durch ein Datensichtgerät möglich.  
 

        Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein 
hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann in der Zeit vom 

18.05.2009 bis 22.05.2009, spätestens am 22.05.2009 bis 12.00 Uhr  bei der 
Verwaltungsgemeinschaft Weida – Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf – Göhrendorf, 
Zimmer 2 und in der Außenstelle, Marktstraße 25, 06279 Schraplau, Zimmer 5  Einspruch 
einlegen. 

   
 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
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3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 

17.05.2009 eine Wahlbenachrichtigung. 
 
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt wahlberechtigt zu sein, muss 

Einspruch gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er 
sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 

 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die 
bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine 
Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Saalekreis durch Stimmabgabe in einem 

beliebigen Wahlraum dieses Kreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
5.1   ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
 
 a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 

Wählerverzeichnis bei Deutschen nach § 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei 
Unionsbürgern nach § 17a Abs. 2 der Europawahlordnung bis zum 17.05.2009 oder die 
Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 21 Abs. 1 der Europawahlordnung 
bis zum 22.05.2009 versäumt hat, 

 b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist bei 
Deutschen nach § 17 Abs. 1 der Europawahlordnung, bei Unionsbürgern nach § 17a Abs. 
2 der Europawahlordnung oder der Einspruchsfrist nach  § 21 Abs. 1 der 
Europawahlordnung entstanden ist, 

 c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung 
erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde 
gelangt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 
05.06.2009 18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich oder schriftlich beantragt werden. 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder 
nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum 
Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt  werden. 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht 
zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt 
werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 
Buchstabe a) bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch 
bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist.  
 
Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen 
Person bedienen. 
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6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

- einen amtlichen Stimmzettel, 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, 

versehenen roten Wahlbriefumschlag und 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, 
wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen 
Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier 
Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der 
Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person 
auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein 
so rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am 
Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 

 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere 
Versendungsform ausschließlich von der Deutschen Post unentgeltlich befördert. Er kann auch 
bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 
             
  
Nemsdorf - Göhrendorf, den 07.05.2009 Dubb 
                                                                                   Amtsleiter Ordnungsamt  
 

 
Bekanntmachung der Gemeinde Alberstedt 
 

1. Änderungssatzung 
der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für  

straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Alberstedt  
(Straßenausbaubeitragssatzung) 

 
Auf Grund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO - 
LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch das Begleitgesetz zur 
Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40) in Verbindung mit den §§ 2 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes  (KAG - LSA) vom 11. Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 406), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Dezember 2008 
(GVBl. LSA S. 452)  beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Alberstedt in seiner Sitzung am 
23.04.2009 die 1. Änderungssatzung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 
KAG LSA für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Alberstedt 
(Straßenausbaubeitragssatzung). 
      

§ 1  
 

Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für straßenbauliche 
Maßnahmen in der Gemeinde Alberstedt (Straßenausbaubeitragssatzung) vom 11.10.2005 
(veröffentlicht im Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Weida-Land Nr. 19/2005 vom 
12.10.2005) wird wie folgt geändert: 
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Der § 16 erhält folgende Fassung: 
 

§ 16 
Billigkeitsregelung  

 
(1) Ausgehend von einer Durchschnittsgröße der nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend 

Wohnzwecken dienenden Grundstücke im Gemeindegebiet mit 1.225 m² gelten derartige 
Wohngrundstücke als i. S. von § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA als übergroß, wenn die nach  

      § 7 Abs. 2 dieser Satzung zu berechnende Vorteilsfläche die vorgenannte Durchschnittsgröße 
um 30 v. H. (Begrenzungsfläche) oder mehr überschreitet. Derartige in diesem Sinne 
übergroße Wohngrundstücke werden in Größe der Begrenzungsfläche in vollem Umfang, 
hinsichtlich der die Begrenzungsfläche bis um 50 v. H. übersteigenden Vorteilsfläche zu 
weiteren 50 v. H. und wegen einer darüber hinaus bestehenden Vorteilsfläche zu weiteren 0 
v. H. des sich nach  

      § 4 i. V. m. § 5 zu berechnenden Straßenausbaubeitrages herangezogen.  
 
(2) Übergroße Grundstücke mit mehr als fünf Wohneinheiten, die nach der tatsächlichen 

Nutzung vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen werden, werden mit der gesamten 
Grundstücksfläche des sich nach § 4 i. V. mit § 7 Abs. 2 Nr.6 zu berechnenden 
Straßenausbaubeitrages herangezogen. 

 
(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet werden, 

wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach 
Lage des Einzelfalls unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.  

 
(4) Für Grundstücke, die zu zwei oder mehr Ausbaumaßnahmen nach dieser Satzung Zufahrt 

oder Zugang nehmen können, wird die Grundstücksfläche bei der Heranziehung mit 1/2 
angesetzt. Dies gilt entsprechend für Grundstücke, die zu einer Ausbaumaßnahme nach dieser 
Satzung Zufahrt oder Zugang nehmen können und zusätzlich durch eine Erschließungsanlage 
erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch (BauGB) 
erhoben wurden oder zu erheben sind. Der Beitragsausfall wird von der Gemeinde getragen.  

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Alberstedt, 2009-04-24 
 
 
 
Bernhardt 
Bürgermeister      - Dienstsiegel - 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



    Seite  8                                               Amtsblatt Nr. 11                                     11. Mai 2009 

 
 

 
 
Bekanntmachung der Gemeinde Barnstädt 
 

1. Änderungssatzung 
der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für  

straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Barnstädt  
(Straßenausbaubeitragssatzung) 

 
Auf Grund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO - 
LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch das Begleitgesetz zur 
Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40) in Verbindung mit den §§ 2 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes  (KAG - LSA) vom 11. Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 406), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Dezember 2008 
(GVBl. LSA S. 452)  beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Barnstädt in seiner Sitzung am 
28.04.2009 die 1. Änderungssatzung zur Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Barnstädt. 
 

§ 1 
 

Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 KAG-LSA für straßenbauliche 
Maßnahmen in der Gemeinde Barnstädt (Straßenausbaubeitragssatzung) vom 23.06.2005 
(veröffentlicht im Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Weida-Land Nr. 11/2005 vom 
13.07.2005) wird wie folgt geändert: 
 
Der § 16 erhält folgende Fassung: 

 
§ 16 

Billigkeitsregelung  
 
(1) Ausgehend von einer Durchschnittsgröße der nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend 

Wohnzwecken dienenden Grundstücke im Gemeindegebiet mit 1.200 m² gelten derartige 
Wohngrundstücke als i. S. von § 6 c Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA als übergroß, wenn die nach  

      § 7 Abs. 2 dieser Satzung zu berechnende Vorteilsfläche die vorgenannte Durchschnittsgröße 
um 30 v. H. (Begrenzungsfläche) oder mehr überschreitet. Derartige in diesem Sinne 
übergroße Wohngrundstücke werden in Größe der Begrenzungsfläche in vollem Umfang, 
hinsichtlich der die Begrenzungsfläche bis um 50 v. H. übersteigenden Vorteilsfläche zu 
weiteren 50 v. H. und wegen einer darüber hinaus bestehenden Vorteilsfläche zu weiteren 0 
v. H. des sich nach § 4 i. V. m. § 5 zu berechnenden Straßenausbaubeitrages herangezogen.  

 
(2) Übergroße Grundstücke mit mehr als fünf Wohneinheiten, die nach der tatsächlichen 

Nutzung vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen werden, werden mit der gesamten 
Grundstücksfläche des sich nach § 4 i. V. mit § 7 Abs. 2 Nr.6 zu berechnenden 
Straßenausbaubeitrages herangezogen. 

 
(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet werden, 

wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach 
Lage des Einzelfalls unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.  
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(4) Für Grundstücke, die zu zwei oder mehr Ausbaumaßnahmen nach dieser Satzung Zufahrt 

oder Zugang nehmen können, wird die Grundstücksfläche bei der Heranziehung mit 1/2 
angesetzt. Dies gilt entsprechend für Grundstücke, die zu einer Ausbaumaßnahme nach dieser 
Satzung Zufahrt oder Zugang nehmen können und zusätzlich durch eine Erschließungsanlage 
erschlossen werden, für die Erschließungsbeiträge nach dem Baugesetzbuch (BauGB) 
erhoben wurden oder zu erheben sind. Der Beitragsausfall wird von der Gemeinde getragen.  

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Barnstädt, 2009-04-29 
 
 
 
Weber 
Bürgermeister      - Dienstsiegel - 
 
 
 
Bekanntmachung der Gemeinde Esperstedt 
 
 

Haushaltssatzung der Gemeinde Esperstedt 
für das Haushaltsjahr 2009 

 
Aufgrund der  §§ 6, 44 Abs.3 Ziff. 4 und 92 der Gemeindeordnung für das Land  
Sachsen Anhalt vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S.568) in der jeweils geltenden Fassung, hat 
der Gemeinderat der Gemeinde Esperstedt in der Sitzung am 07.04.2009 folgende  
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009 beschlossen: 
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009 wird  

 
im Verwaltungshaushalt 

 
in der Einnahme auf 547.900 € 
in der Ausgabe auf 547.900 € 
 
und 

 
im Vermögenshaushalt  

 
in der Einnahme auf 153.000 € 
in der Ausgabe auf 153.000 € 

 
festgesetzt: 

§ 2 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 
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§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

 
§ 4 

Der Höchstbetrag, bis zu dem Kassenkredite im Haushaltsjahr zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 100.000 €  festgesetzt. 

 
§ 5 

Die Hebesätze für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2009 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  300 v.H.
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)  350 v.H.

2. Gewerbesteuer 340 v.H.
 

Esperstedt, den 07.04.2009            Pohl 
Bürgermeister    

 
                                                                                                Siegel 
 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2009  wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

 
Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 94 Abs.3 Satz 1 Gemeindeordnung für das  
Land Sachsen – Anhalt vom 12.05.2009 bis 20.05.2009 im Verwaltungsgebäude  
der Verwaltungsgemeinschaft Weida – Land, in 06268 Nemsdorf – Göhrendorf, Hauptstraße 43, 
Zimmer 8 während folgender Dienstzeiten zu jedermann Einsicht aus: 
 
Montag, Mittwoch und Donnerstag:  9.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr 
Dienstag:     9.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr 
Freitag:     9.00 bis 12.00 Uhr 
 
 
 
Esperstedt, den 06.05.2009   Pohl 
                                                                       Bürgermeister        
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Bekanntmachungen  der Gemeinde Farnstädt 
 

1. Änderungssatzung 
der Satzung über die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen nach § 6a KAG-LSA  

für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Farnstädt  
(Straßenausbaubeitragssatzung) 

 
Auf Grund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO - 
LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S. 568), zuletzt geändert durch das Begleitgesetz zur  
Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40) in Verbindung mit den §§ 2  
und 6 des Kommunalabgabengesetzes  (KAG - LSA) vom 11. Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA S. 406), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Dezember 2008 
(GVBl. LSA S. 452)  beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Farnstädt in seiner Sitzung am 
29.04.2009 die 1. Änderungssatzung zur Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Farnstädt. 
 

§ 1 
Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6a KAG-LSA für straßenbauliche 
Maßnahmen in der Gemeinde Farnstädt vom 22.11.2005 (veröffentlicht im Amtsblatt der 
Verwaltungsgemeinschaft Weida-Land Nr. 23/2005 vom 22.12.2005) wird wie folgt geändert:  
 
Der § 13 erhält folgende Fassung: 
 

§ 13  
Billigkeitsregelung  

 
(1) Ausgehend von einer Durchschnittsgröße der nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend 

Wohnzwecken dienenden Grundstücke im Gemeindegebiet mit 1.200 m²gelten derartige 
Wohngrundstücke als i. S. von § 6c  Abs. 2 Satz 1 KAG-LSA als übergroß, wenn die nach 

      § 6 Abs. 2 dieser Satzung zu berechnende Vorteilsfläche die vorgenannte Durchschnittsgröße 
um 30 v. H. (Begrenzungsfläche) oder mehr überschreitet. Derartige in diesem Sinne 
übergroße Wohngrundstücke werden in Größe der Begrenzungsfläche in vollem Umfang, 
hinsichtlich der die Begrenzungsfläche übersteigenden Vorteilsfläche (restliche 
Vorteilsfläche, also ab 1489 m², wird das Grundstück nur noch zu 30 v.H. zu 
Beitragsleistungen herangezogen. Die verbleibenden 70 v.H. trägt die Gemeinde.  

 
(2) Übergroße Grundstücke mit mehr als fünf Wohneinheiten, die nach der tatsächlichen 

Nutzung vorwiegend Wohnzwecken dienen oder dienen werden, werden mit der gesamten 
Grundstücksfläche des sich nach § 5 i. V. mit § 6 Abs. 2  zu berechnenden 
Straßenausbaubeitrages herangezogen. 

 
(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet werden, 

wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach 
Lage des Einzelfalls unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.  

 
§ 2 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Farnstädt, 2009-04-30 
 
 
Mylich 
Bürgermeister                             - Dienstsiegel - 
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Satzung über die Festlegung des Beitragssatzes 

gemäß § 8 der Satzung über die Erhebung von wiederkehrenden Beiträgen nach 
§ 6a KAG - LSA  für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Farnstädt 

 
Auf Grund der §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt  
(GO – LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBl. LSA S.568), zuletzt geändert durch das 
Begleitgesetz zur Gemeindegebietsreform vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 40) in 
Verbindung mit §§ 2 und 6a des Kommunalabgabengesetzes (KAG – LSA) vom 11.06.1991 
(GVBl. LSA S. 105 in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBl. LSA  
S. 406), ); zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften 
vom 17. Dezember 2008 (GVBl. LSA S. 452)  hat der Gemeinderat der Gemeinde Farnstädt in 
seiner Sitzung am 29.04.2009 nachfolgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1  
Festlegung Beitragsatz 

 
Für den jährlichen  Investitionsaufwand gemäß § 3 (1) der SABS – Farnstädt ist ein 
beitragsfähiger Aufwand für die im räumlichen und funktionalen Zusammenhang stehenden 
Verkehrsanlagen  für die Abrechnungseinheit nach § 3 (2) der SABS - Farnstädt entstanden, 
wofür ein Beitragssatz  
 

o für den Abrechnungszeitraum 01.01.2006 bis 31.12.2006 von    0,03682973  €/m², 
 

o für den Abrechnungszeitraum 01.01.2007 bis 31.12.2007 von    0,00783719  €/m² 
 
festgelegt wird. 
 

§ 2  
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2006 in Kraft. 
 
 
Farnstädt, den 2009-04-30 
 
 
Mylich 
Bürgermeister der Gemeinde Farnstädt                               -Dienstsiegel- 
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